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§§ 7 Abs. 5 a, 7 b EStG in neuer Fassung – eine „nachhaltige“ Förderung
des Wohnungsbaus?!
Prof. Dr. Thomas Zacher, MBA, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht sowie für Bank- und Kapitalmarktrecht,
Steuerberater, Köln

Durch die Einführung der degressiven AfA für Wohngebäude soll
die Bau- und Immobilienbranche unterstützt und der Wohnungs-
neubau gefördert werden. Damit eröffnen sich, ggf. verbunden mit
der ebenfalls geänderten Sonderabschreibung für den Mietwoh-
nungsneubau nach § 7 b EStG, neue Möglichkeiten, wobei es aber
zugleich schon jetzt absehbare Zweifelsfragen gibt.

1. Der neue § 7 Abs. 5 a EStG

Kernpunkt der Neuregelung ist § 7 Abs. 5 a EStG, welcher
sowohl dem Grunde nach bekannte als auch neue Voraus-
setzungen mit der Rechtsfolge der – optionalen – degressiven
AfA von 5% p.a. verknüpft. Voraussetzung hierfür ist zu-
nächst das Entstehen oder der Erwerb eines selbständigen
Wirtschaftsgutes. Die Schaffung lediglich neuerWohnungen
in bereits davor bestehenden (Wohn-)Gebäuden ist vom
Anwendungsbereich nicht umfaßt, zumal insofern auch
meistens kein Herstellungs- oder Anschaffungstatbestand
vorliegen dürfte. Wird jedoch durch den Ausbau zugleich
neues Wohnungs-/Teileigentum im Rechtssinne begründet,
entsteht kraft ausdrücklicher Anordnung des (neuen) § 7
Abs. 5 b EStG in jedem Fall ein selbständig abschreibbarer
Gebäudeteil. Zweifelhaft bleiben die Fälle, in denen ohne
entsprechenden Wechsel in der Eigentumszuordnung vom
bisherigen Eigentümer ein entsprechender Ausbau vorge-
nommen wird und der bisherige Eigentümer nun für diese
Maßnahme statt der bisher in Anspruch genommenen linea-
ren AfA die neuen Möglichkeiten nach § 7 Abs. 5 a EStG in
Anspruch nehmen möchte. Die dann in der Praxis wohl nur
in Betracht kommende Variante der „Herstellung“ eines
neuen Wirtschaftsgutes durch den bisherigen Eigentümer
ist nach diesseitiger Auffassung nach den allgemeinen und
schon bisher geltenden Grundsätzen zu entscheiden: Ist der
Ausbau so umfassend, daß er zu einem neuenWirtschaftsgut
führt, kann auch insoweit § 7 Abs. 5 a EStG in Anspruch
genommen werden; erfüllt er diese Voraussetzung nicht,
bleibt es bei dem insgesamt für das Gebäude ohnehin an-
wendbaren AfA-Regime.1 Dabei dürfte allein die Schaffung
einer neuen „Wohnung“ jedoch nicht stets diesen Tat-
bestand erfüllen,2 da dieser Begriff für § 7 EStG als solcher
kein Anknüpfungspunkt ist und nach dessen Absatz 5 b so-
gar selbst bei Wohneigentum bzw. Teileigentum eine gesetz-
lich ausdrücklich angeordnete Gleichstellung mit dem Be-

griff des „Wirtschaftsgutes“ nach wie vor für nötig erachtet
wurde. Weiterhin muß das § 7 Abs. 5 a EStG unterfallende
Gebäudeteil Wohnzwecken dienen, wobei auch hier im Ein-
zelfall die klassische Abgrenzungsproblematik bei Nebenräu-
men und Garagen eine Rolle spielen kann. Sind anderweitig
genutzte Räume aber abzugrenzen und dienen sie nicht
Wohnzwecken, so gilt § 7 Abs. 5 a EStG nur für den eigentli-
chen Wohnbereich, was sich aus der Gesetzesformulierung
„... soweit ...“ ergibt. Insoweit müssen aber wiederum nicht
zwei selbständige Wirtschaftsgüter vorliegen, sondern eine
rein wirtschaftliche Aufteilung reicht aus.3

Weiterhin ist es erforderlich, daß alternativ mit der Her-
stellung nach dem 30.09.2023 begonnen wurde oder der
entsprechende Kaufvertrag nach dem 30.09.2023 rechts-
wirksam (notarielle Beurkundung) abgeschlossen wurde.
Im laufenden Jahr der Fertigstellung bzw. des Erwerbs ist
die Abschreibung zeitanteilig zu berücksichtigen. Bei der
Alternative der Herstellung ist nun erstmals nicht das Da-
tum des Bauantrages, sondern der angezeigte tatsächliche
Baubeginn maßgeblich. Soweit im Einzelfall landesrecht-
lich keine Baubeginnanzeigen vorgeschrieben sind, genügt
eine Erklärung des Steuerpflichtigen, daß er den Baubeginn
gegenüber der „zuständigen Behörde freiwillig angezeigt
hat“. Insoweit dürfte es im Zweifelsfall nicht auf das Datum
einer solchen Baubeginnanzeige an sich ankommen, son-
dern auf das dort angegebene tatsächliche Datum des Bau-
beginns, jedenfalls soweit dies nicht offensichtlich unrich-
tig bzw. mißbräuchlich angegeben wurde.4 Diese Regelung,
die in der Praxis den maßgeblichen Beginnzeitpunkt nach
hinten verlagert und damit tendenziell schon früher be-
gonnene Projekte in die neuen AfA-Regelungen „hinein-
wachsen“ läßt, soll zusammen mit der generell bewußt
rückwirkenden Anwendbarkeit ab 01.10.2023 ebenfalls er-
reichen, daß ein Anreiz zur Fortführung zunächst „stecken-
gebliebener Projekte“ entsteht, die gerade aktuell z.B. we-
gen Finanzierungsproblemen noch nicht abgeschlossen
wurden. Der derzeitige Bauüberhang von mehr als 800.000

1 Vgl. § 7 Abs. 5 b (neu) 1. AG; zu Zweifelsfragen Brandis/Heuermann/
Brandis, § 7 EStG, Rn. 455 ff.

2 Insb. bei einem an sich schon bestehenden Wohngebäude, zu ggf.
abweichenden Betrachtung im Rahmen von § 7 b EStG vgl. unten
unter 2.

3 Vgl. Schmidt/Kulosa, EStG, § 7 Rn. 213.

4 Vgl. Schmidt/Kulosa, a.a.O.
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genehmigten, aber noch nicht errichteten Wohnungen
soll damit abgebaut werden.

Bei der Variante der Anschaffung gilt entsprechend als
Beginndatum der 01.10.2023 für den obligatorischen Ver-
trag. Zugleich muß aber die Immobilie bis zum Ende des
Jahres bis zur Fertigstellung angeschafft worden sein. Dies
verhindert – insoweit einschränkend zu dem oben skizzier-
ten Gedanken des Anreizes auch für „steckengebliebene“
Objekte – wiederum die Möglichkeiten bei „Problemobjek-
ten“, bei denen sich zeitnah keine Käufer finden ließen.5 Die
Anschaffung schon längere Zeit fertiger, aber gleichsam auf
Halde liegender Immobilien, kann damit an der Förderung
durch die degressive AfA nicht teilhaben.

Als Ende des Zeitraumes der möglichen Inanspruchnahme
gilt sowohl bei der Herstellungs- als auch bei der Anschaf-
fungsvariante der 30.09.2029, wobei bei der Anschaffungs-
variante die „Nachfrist“ der tatsächlichen Fertigstellung
dann am 31.12.2029 ausläuft. Entgegen ersten und zum Teil
mißverständlichen Darstellungen kurz nach dem Inkrafttre-
ten des Gesetzes ist die Anwendbarkeit der hierdurch einge-
führten Möglichkeit der degressiven AfA an sich aber nicht
etwa auf 6 Jahre beschränkt; sie ist vielmehr an sich unbe-
schränkt, kann aber eben nur bei Eintritt der vorbezeichne-
ten Ereignisse in diesem 6-Jahres-Zeitraum in Anspruch ge-
nommen werden.

Ein späterer Übergang von der neuen degressiven zur
bisherigen linearen AfA ist zulässig, nicht jedoch die paral-
lele Inanspruchnahme von Absetzungen für außergewöhn-
liche technische oder wirtschaftliche Abnutzung. Da die
nach § 7 Abs. 4 EStG weiterhin allgemein geltende Nut-
zungsdauer von 33 Jahren erhalten bleibt, ist dann nach
einem Wechsel der verbleibende Zeitraum bis dahin wiede-
rum gleichmäßig aufzuteilen, weshalb im ungeachtet per-
sönlich ggf. sich ändernder Verhältnisse beim Steuerpflich-
tigen regelmäßig ein Wechsel nach 14 Jahren sinnvoll sein
könnte. Hier herrscht ebenfalls derzeit noch eine gewisse
Interpretationsunsicherheit. Während zum Teil nach einem
Wechsel zur linearen AfA von der dann wieder eingreifen-
den Grundregelung von festen 3% ausgegangen wird (wel-
che dann aber mathematisch auch zu einer Verkürzung des
Gesamtabschreibungszeitraumes führen müßte), ergibt sich
aus dem wohl eindeutigen Wortlaut des § 7 Abs. 5 a Satz 8
EStG, daß die Restnutzungsdauer nach dessen Absatz 4 nicht
angegriffen werden soll. Hieraus resultiert dann notwendi-
gerweise auch ein anderer jährlicher Prozentsatz bei gleich-
mäßiger Verteilung. Dieser entspricht aber wiederum nicht
dem festenWert des § 7 Abs. 4 EStG, weshalb die gesetzliche
Formulierung „unter Berücksichtigung der Restnutzungs-
dauer maßgebenden Prozentsatz“ zumindest unklar, wenn
nicht verunglückt erscheint.6

In der Vorphase des Gesetzesvorhabens wurde schließlich
auch der Aspekt der Nachhaltigkeitsförderung durch Steuer-
anreize vielfach den Vordergrund gestellt. Allerdings hat die
hier zu diskutierende neue Regelung über die alternativ an-
wendbare degressive AfA insoweit keine besonderen Anfor-

derungen aufgestellt, so daß es bei den allgemein für neu
hergestellte Gebäude im betreffenden Zeitpunkt anwend-
baren öffentlich-rechtlichen Regelungen verbleibt. Dies gilt
auch für neue Wohngebäude in anderen EU- oder EWR-
Staaten, welche ausdrücklich in den § 7 Abs. 5 a EStG ein-
bezogen sind und für die dort ggf. andere Standards gelten.

2. Kombination mit § 7 b EStG in neuer
Fassung

Kraft ausdrücklicher gesetzlicher Anordnung kann die de-
gressive Abschreibung nach § 7 Abs. 5 a EStGmit der Sonder-
abschreibung für Mietwohnungsneubau nach § 7 b EStG
kombiniert werden, vgl. § 7 b Abs. 1 Satz 1 EStG. Diese Kom-
bination ermöglicht in den ersten vier Jahren eine Gesamt-
abschreibung von über 38%. Viele Voraussetzungen sind
überdies bei beiden Vorschriften ähnlich. Trotzdem steckt
der Teufel im Detail; man sollte nicht ohne nähere Prüfung
bei Wohnimmobilien von einer „selbstverständlichen“ Er-
streckung gleicher Voraussetzungen auf beide Regelungen
ausgehen.

Zunächst ist der begriffliche Anknüpfungspunkt in § 7 b
EStG der Begriff der „Wohnung“, nicht des Wirtschaftsgutes.
Daher ist hier auch die Einbeziehung von Anbauten, Aufsto-
ckungen, Dachgeschoßausbauten etc. eher zu bejahen7, als
dies bei § 7 Abs. 5 a EStG der Fall ist. Gem. § 7 b Abs. 2 Nr. 1
EStG ist eine Wohnung dann neu, wenn sie bisher nicht
vorhanden war und durch Baumaßnahmen geschaffen wur-
de, einschl. der Nebenräume. Andererseits folgt aus dieser
Definition auch, daß allein die Schaffung von Wohnungs-
bzw. Sondereigentum im Rahmen vorhandenen Wohnrau-
mes nicht ausreicht.8 Zeitlich ist der hier für die aktuellen
Änderungen maßgebliche Zeitraum die Zeitspanne vom
31.12.2022 bis zum 30.09.2029, wobei hier nach dem Geset-
zeswortlaut Bauantrag oder getätigte Bauanzeige für die bis-
her nicht vorhandeneWohnungmaßgeblich sein sollen. Das
Enddatum ist also in beiden Vorschriften gleich; bei § 7 b
EStG bleibt aber gegenüber seiner bisherigen Fassung in 2022
hinsichtlich des Beginns eine bewußte „Lücke“. Die frühere
Beschränkung auf einen mindestens verbleibenden 4-jähri-
gen AfA-Zeitraum und die damit verbundene Problematik
sog. Vorratsbauanträge, vgl. § 52 Abs. 15 a EStG, sind inso-
weit im Gesetz nicht mehr enthalten, so daß Bauantrag/
Bauanzeige noch bis 30.09.2029 gestellt werden können,
um insoweit in voller Höhe berücksichtigungsfähig zu sein.
Zusätzlich statuiert § 7 b Abs. 2 Nr. 2 EStG die Anforderung,
daß das Gebäude den Kriterien des „Effizienzhauses 40“ mit
entsprechender Nachhaltigkeitsklasse entsprechen muß und

5 Vgl. dazu auch unter 3.

6 So auch Schmidt/Kulosa, a.a.O., Rn. 216 unter Darstellung der unter-
schiedlichen Lesarten.

7 Vgl. hierzu auch BT-Drucksache 19/4949, S. 13, 2. Teilabsatz.

8 Vgl. BFH, Urt. v. 24.11.1992 – IX R 62/88.
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dies durch das „Qualitätssiegel nachhaltiges Gebäude“ nach-
gewiesen sein muß. Dabei handelt es sich jedoch um den
heute vielfach bereits ohnehin üblichen Standard energieef-
fizienten Neubaus, der z.B. auch für zinsgünstige KfW-Kre-
dite erforderlich ist. Die Wohnung muß schließlich im Jahr
der Anschaffung oder Herstellung und in den folgenden
9 Jahren der entgeltlichen Überlassung zu dauerhaften
Wohnzwecken dienen, § 7 b Abs. 2 Nr. 3 EStG.

Außerdem sind bei § 7 b EStG nun geänderte Baukosten-
bzw. Förderhöchstgrenzen zu beachten. Da der Steuergesetz-
geber den Wohnungsbau im „Luxussegment“ nicht fördern
will, dürfen die Anschaffungs- oder Herstellungskosten
5.200 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche nicht überschrei-
ten. Bei selbst geringfügiger Überschreitung dieser Werte
entfällt die Sonderabschreibung für den Mietwohnungsneu-
bau komplett. Zur Ermittlung dieser Kosten, welche i.S.v.
§ 255 Abs. 1 und 2 HGB zu verstehen sind, sind nach der
Praxis der Finanzverwaltung die Regelungen der Wohnflä-
chenVO entsprechend heranzuziehen.9 Kosten für Grund
und Boden und für Außenanlagen werden nicht erfaßt, für
Nebenräume und (zu denWohneinheiten gehörige) Garagen
jedoch nach der Finanzverwaltung durchaus, was tendenziell
zu einer breiteren Verteilungsgrundlage für die Kosten führt.

Hiervon zu trennen ist die Förderhöchstgrenze. Hier beträgt
der aktuelle Betrag maximal 4.000 Euro pro Quadratmeter
Wohnfläche. Bei Überschreiten dieser Förderhöchstgrenzen
(aber Unterschreitung der vorgenannten Baukostenobergren-
ze) fällt also nur der übersteigende Betrag der Anschaffungs-
oder Herstellungskosten „aus der Sonderabschreibung heraus“
und unterfällt dann ggf. „nur“ noch der Regelung nach § 7
Abs. 5 a EStG. Maßgeblich sind jedoch stets die tatsächlichen
Kosten, so daß die Förderhöchstgrenze keinen Pauschbetrag
darstellt, sondern bei ihrer Unterschreitung auch nur die tat-
sächlich angefallene Höhe angesetzt werden kann.

3. Problemfelder für die Praxis

Wird das entsprechende Gebäude nicht vom Eigentümer
errichtet und danach auch selbst bzw. zur Vermietung zu
Wohnzwecken genutzt, stellt sich die Frage der Abgrenzung
der AfA-Berechtigung zwischen Verkäufer und Erwerber. Dies
gilt erst recht in den Fällen des Erwerbs von professionellen
Bauträgern. Neben den an dieser Stelle nicht diskutierten
Grundproblemen bei solchen Konstellationen und ggf. die
Verteilung schon begonnener AfA-Zeiträume machen die
aktuellen zeitlichen und inhaltlichen Regelungen nun eine
besondere Abstimmung zwischen beiden Seiten notwendig.

Jedenfalls Bauantrag, Bauanzeige (ggf. mit welchem Da-
tum des Baubeginns) und Fertigstellung sind Begriffe, die
nicht immer eindeutig sind. Hier liegt es nahe, daß neben
der Vorlage entsprechender dies belegender Unterlagen auch
entsprechende Zusicherungen in den Erwerbsverträgen ge-
fordert werden, unbeschadet der üblichen Generalklausel,
daß der Veräußerer/Bauträger für steuerliche Folgewirkungen

allgemein keine Garantie oder Haftung übernimmt. Denn
diese tatsächlichen Umstände liegen noch in seinem Verant-
wortungsbereich und können letztlich nur von ihm zuver-
lässig beurteilt werden. Problematisch können hier insbeson-
dere schrittweise Bauvorhaben sein mit unterschiedlichen
abschnittsbezogenen Kosten hinsichtlich der Zuordnung
von Neben- und Erschließungskosten etc. Das Gleiche gilt
(im Rahmen von § 7 b EStG) für die Anforderungen an die
Einhaltung der Baukostenobergrenze, zumal diese nicht mit
dem vom Erwerber umgerechnet auf den Quadratmeter zu
zahlenden Erwerbspreis identisch ist. Ebenso gilt dies zumin-
dest eingeschränkt für die Einhaltung bzw. das Maß der
Überschreitung der Förderhöchstgrenzen, da auch insoweit
der Erwerber ein verständliches Interesse daran hat, zur Er-
stellung und Einhaltung seines persönlichen Finanzierungs-
planes die den unterschiedlichen AfA-Sätzen unterfallenden
Preisbestandteile zu kennen. Immerhin reicht es bei den
Förderhöchstgrenzen aus dessen Sicht aus, zuverlässig über
die Ausschöpfung des Maximalbetrages Bescheid zu wissen.
Hingegen dürfte die Zusicherung des erforderlichen Effi-
zienzstandards unproblematisch sein, zumal auch die Ver-
käuferseite durch das entsprechende Qualitätssiegel bis auf
Mißbrauchsfälle geschützt ist.

Nicht nur die damit letztlich einhergehende Anforderung
zur begrenzten Offenbarung der internen Kalkulation und
einer aus der Sicht des Bauträgers ggf. doch als „Einstands-
pflicht für steuerliche Verhältnisse“ empfundenen Bestäti-
gung steuerrelevanter Sachverhaltsaspekte, wird diesem viel-
leicht Unbehagen verursachen; hinzu kommt auch, daß
tatsächlich im gleichen Gebäude unterschiedliche Verhält-
nisse eintreten können, die zu ganz unterschiedlichen Aus-
wirkungen führen. Hierbei ist nicht so sehr die nach-
vollziehbare Unterscheidung zwischen unterschiedlichen
Kaufpreisen für eine Parterrewohnung gegenüber dem auf
dem Dach liegenden „Penthouse“ angesprochen, sondern
die gleiche Art von Wohnungen, die ggf. eine völlig unter-
schiedliche steuerliche Behandlung erfahren. Wird z.B. ein
Bauabschnitt schon fertiggestellt, mußte aber ein anderer
mangels verbindlicher Vertragsabschlüsse und/oder Finan-
zierungsprobleme (auch beim Verkäufer/Bauträger selbst)
einstweilen zurückgestellt werden, können die Regelungen
schon dem Grunde nach mal eingreifen, mal nicht. Wenn
sich zu verschiedenen Zeitpunkten in einem sukzessiven
Bauvorhaben Bau- und Handwerkerkosten geändert haben,
kann auch dies wiederum zu unterschiedlichen Beträgen
bezogen auf die einzelnen Wohnungen führen und ggf.
sogar zum Herausfallen aus der Förderung nach § 7 b EStG.
Unklar ist hier, inwieweit – zumindest für gleichartige Ein-
heiten – eine Durchschnittsberechnung zwingend oder fa-
kultativ gegenüber einer Einzelbetrachtung ist.10 Schließlich
kann sich z.B. auch die Frage stellen, ob bei teilweise vor-

9 BMF, BStBl I 2020, S. 623 Rn. 51.

10 Lt. Brandis/Heuermann/Riehl, § 7 b EStG, Rn. 19 ist eine Aufteilung
lediglich „nicht erforderlich“.
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handenen Erwerbern und nur weniger Restanten für ein
Objekt oder zumindest einen Bauabschnitt eine Art „Schlies-
sungsgarantie“ des Verkäufers/Bauträgers sinnvoll erscheint,
um trotz noch nicht vollständiger Platzierung zumindest
eine zeitgerechte Fertigstellung zur Inanspruchnahme der
steuerlichen Möglichkeiten sicherzustellen.

Schließlich gibt es sowohl im Hinblick auf den Wechsel
zwischen degressiver und linearer AfA und die Folgewirkun-
gen an sich wie auch auf das Zusammenspiel der Anforde-
rungen von § 7 Abs. 5 a EStG und § 7 b EStG im Detail noch
einige Interpretationsunsicherheiten; dessen ungeachtet
hängt auch die steueroptimale Anwendung dieser Möglich-
keiten oft vom individuellen Einzelfall ab, soweit nicht der
Standardfall im Übrigen relativ gleichbleibender Einkom-
mensverhältnisse besteht. Dies ist sowohl für die Finanzie-
rungsplanung als auch für die steuerliche Begleitung eine
Herausforderung, deren Ansprüche durch die Neuregelungen
eher gesteigert worden sind.

4. Fazit

Die angesprochenen neuen AfA-Regelungen im Woh-
nungsbau sind entsprechend ihrem politischen Ziel sicher
dazu geeignet, Bau und Erwerb entsprechender Wohnun-
gen zu fördern und damit auchmehr (Miet-)Wohnraum zur
Verfügung zu stellen. Nicht nur die in der Schlußfassung
des Gesetzes der Höhe nach doch wieder von 6% auf 5%
reduzierte degressive AfA, sondern auch der gesamte Wir-
kungsmechanismus lassen jedoch den kritischen Betrachter
auch Einschränkungen in der Bewertung vornehmen. So
sind trotz finanzmathematisch zu ermittelnder Barwertvor-
teile etc. Verschiebungen im Bereich der AfA hin zu anfäng-
lich höheren Abschreibungsvolumina primär liquiditäts-

wirksame Hilfen, die eine anfängliche Finanzierung
erleichtern, aber im späteren Verlauf auch korrespondie-
rend zu relativen Nachteilen führen müssen. Dies ist gerade
bei einer Immobilie mit regelmäßig langfristigem Finanzie-
rungshorizont ein bedeutsamer Aspekt, zumal die Entwick-
lung von Darlehenszinsen und Konditionen hierfür, aber
auch der eigenen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des
Steuerpflichtigen über Zeiträume von oft mehreren Jahr-
zehnten nicht sicher prognostizierbar sind. Hinzu kommt,
daß gerade zur optimalen Ausnutzung der neuen Möglich-
keiten die Anforderungen an Anbieter, Erwerber, Finanzie-
rer und auch steuerliche Berater wiederum steigen, was
Verwaltungs- und Informationsaufwand sowie die Kosten
hierfür tendenziell erhöht. Schließlich sind schon jetzt
Randunschärfen erkennbar, die im Einzelfall wiederum die
Diskussion um die Einhaltung der Tatbestandsvorausset-
zungen und/oder deren mißbräuchliche „Vorspiegelung“
bzw. § 42 AO nach sich ziehen könnten.

Die daneben mögliche grundsätzliche Kritik an steuerli-
chen Maßnahmen, die von vorneherein ein allgemeines
System modifizieren, schon bei ihrer Begründung nur tem-
porär gemeint sind und sich schon deshalb notwendiger-
weise vom „Bierdeckel“-Ansatz klarer und vereinfachter Steu-
erreglungen ohne ausufernde Sonderregelungen entfernen
müssen, mag angesichts des sicher im gesellschaftlichen
Interesse liegenden Ziel der Neuregelungen allzu wohlfeil
erscheinen lassen. Trotzdem stellt sich die Frage, ob hier
stattdessen ein Weg über begrenzte und zweckgebundene,
ggf. auch regional angepaßte Zuschüsse für entsprechende
Wohnungsbauvorhaben nicht der einfachere und ggf. auch
zielgenauere Förderungsweg gewesen wäre, welcher makroö-
konomisch eher höhere positive Auswirkungen bei per Saldo
jedenfalls gleichhohen Mindereinnahmen für den Staats-
haushalt hätte herbeiführen können.
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reiche Beispiele und Übersichten veranschaulichen die Darstellung. Kurz-
informationen und praktische Tipps helfen den Beteiligten, konkrete Frage-
stellungen besser einzuordnen und sich in der individuellen Situation zu-
rechtzufi nden.

SC0824

Ausführlich.
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▶ Beiträge Zacher §§ 7 Abs. 5 a, 7 b EStG in neuer Fassung – eine „nachhaltige“ Förderung des Wohnungsbaus?!


